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Beilage z« Nr . 6 « der Karlsruher Zeitung.
Dienstag , 11. März 1884 .

Badischer Landtag .
* Karlsruhe , 9 . März. Ausführlicher Bericht über

die 48 . öffentliche Sitzung der Zweiten Kammer unter
dem Vorsitze des Präsidenten Lamey .

Am RegierungStifch : Staat - minister Turban , Mnu-
sterialrath Fr . Wie lau dt.

Tagesordnung : Fortsetzung der Berathung der vom
Abg. Winterer erstatteten Kommissionsberichts über den
Gesetzentwurf , die Städteordnung betr.

Zunächst gelangen folgende Anträge zur Verlesung:
1) »Zu 8 43 des Gesetzentwurfs ist zwischen den er.

sten und zweiten Absatz Folgendes einzuschalten :
Auch steht es dem Vorstande frei, die Stadtverord-

neten zu einer Vorberathung über die an ihn ge¬
langten Vorlagen deS Stadtrathes oder über Gegen¬
stände , welche von Seiten der Stadtverordneten »der
des Vorstandes derselben an den Bürgerausschuß ge¬
bracht werden können, zusammenzuberufen, wobei dann
der Obmann de- Vorstandes oder dessen Stellvertreter
den Vorsitz zu führen hat. Von einer solchen Ver¬
sammlung ist jeweils auch der Stadtrath zeitig in
Kenntniß zu setzen , um zu denselben , wenn er es für
angemessen findet , einen Vertreter abzuordnen, welcher
sohin in der Versammlung mit den Erklärungen , die
er abgeben will, zu hören ist.

Beschlüsse können in dieser Versammlung nicht ge¬
faßt werden."

Dieser Antrag ist unterschrieben von den Abgg. Betz in -
ger , Kern , v. Buol ,

'Roßhirt , v . Feder , Schmitt
(Bruchsal), Herrmann , Schober , Edelmann , Käst.

2) Ein weiterer von den Abgg, Betzinger , v . Feder
und Edelmann Unterzeichneter Antrag lautet :

Nach 8 43 des Gesetzentwurfs soll als 8 43 a . beige-
fügt werden :

„Der Stadtverordnetenvorstand kann im Bürgeraus¬
schuß Mißstände in der Stadtverwaltung zur Anzeige
bringen und deren Abstellung beantragen, welche vom
Stadtrathe zu bewirken ist , falls der Bärgerausschuß
auf den dort zu erstattenden Bericht es beschließt . —
Sodann kann der Stadtverordnetenvorstand im Bürger¬
ausschuß über den Stand jeder auf die Verwaltung
der Gemeinde bezüglichen Angelegenheit Auskunft von
dem Stadtrath verlangen. Mit Zustimmung des Aus¬
schusses kann vom Stadtrathe die Beantwortung einer
Anfrage verschoben werden, insofern eine weitere Vor¬
berathung nothwendig erscheint ; und sie kann abge¬
lehnt werden, wenn zu befürchten ist, daß das Interesse
der Gemeinde dadurch gefährdet würde. Der Stadt¬
verordnetenvorstand hat von einer solchen beabsichtigten
Anzeige oder Anfrage den Stadtrath vor der Sitzung
in Kenntniß zu setzen ."

Zur Begründung führt der Abg . Betzinger aus : Der
erstverlesene Antrag enthalte eine Einschaltung zu 8 43
des Entwurfs in konsequenter Fortsetzung der in der
Generaldiskussion geführten Verhandlungen , indem er in
sehr gemilderter Weise einen Gedanken der v . Feder 'schen
Vorschläge wieder aufnehme zu dem Zwecke , eine mög¬
lichst gründliche Berathung aller Vorlagen im Schoße
der Stadtverordneten -Versammlung zu ermöglichen , was
um so wünschenswerther sei , als ja bekanntlich seit Ein¬
führung der jetzigen Gemeindeordnung der Zustimmung
des Bürgerausschusses zu den wichtigeren Geschäften der
Gemeinde die Stelle der früheren Staatsgenehmigung zu
vertreten obliege . Redner habe seinerzeit diesen Fortschritt
in der Entwicklung der kommunalen Selbstverwaltung leb¬
haft begrüßt, allein nur unter der Voraussetzung, daß Ga¬
rantien einer reiflichen Berathung und Erwägung gegeben
würden, und solche könne er bei der damaligen Einrichtung
angesichts der wichtigen und umfassenden Aufgaben der
städtischen Verwaltungen als vorhanden nicht annehmen,
da es ohne Vorberathung kaum möglich wäre , daß ein
jeder Stadtverordneter vor Abgabe seiner Stimme im
Bürgerausschuß durch den Bericht des Stadtraths und des
Stadtverordneten -VorstandeS über die vorliegenden Gegen¬
stände hinlänglich instruirt sei , während doch ganz gewiß
die Entscheidung im einzelnen Falle durch das Gros der
Stadtverordneten gegeben werde. Auch sei es nur natür¬
lich, wenn der Stadtverordneten - Vorstand mit den übrigen
Stadtverordneten in engeren Verkehr trete , wobei freilich
der § 52 der Städteordnung die Annahme begründen
könnte, als ob das nicht angehe , eine Auslegung , von
der bisher in der Thal schon in einigen Fällen die Staats¬
behörde Gebrauch gemacht habe. Der Zusammentritt des
Stadtverordneten -VorstandeS mit den Stadtverordnetenzur
Vorberathung unter Ausschluß der Oesfentlichkeit werde
den gegenseitigen Meinungsaustausch in hohem Maße er¬
leichtern und jedem Stadtverordneten Gelegenheit geben,
sich über die einzelnen Materien auf's gründlichste zu
unterrichten; auch werde dadurch eine Opposition gegen
die Vorlagen des StadtrathS jedes persönlichen Charakters
entkleidet und ein Ausgleich der verschiedenen Meinungen
viel eher sich herbeiführen lassen . Im Uebrigen hebt
Redner noch den Umstand hervor, daß der Vorberathung
jederzeit ein Vertreter des Stadtraths , welch' letzterer von
der Versammlung rechtzeitig in Kenntniß gesetzt werden
Müsse , anwohnen könne , sowie daß Beschlüsse in dieser
Versammlung nicht gefaßt werden, dürften und empfiehlt
den Antrag zur Annahme.

Abg . Winterer kann sich de- Gefühls nicht erwehren,

daß hinter diesem scheinbar so harmlosen Anträge in Wirk¬
lichkeit etwas ganz anderes stecke . Es sei zweifellos Pflicht
der Stadtverordneten , sich mit den Vorlagen zum Bürger-
ausschuß gehörig bekannt zu machen, und namentlich der
Stadtrath werde es stets freudig begrüßen , wenn die-
durch Lesen seiner gedruckten Vorlagen , durch Bespre¬
chungen in der Presse, durch Debattiren in den WirthS -
häusern oder sonst in irgend einer Weise möglichst gründ¬
lich geschehe , sofern nur die Leute noch unbefangen und ohne
zum Voraus für eine Meinung gebunden zu sein , in die
Verhandlungen im Bürgerausschuß eiuträten , denn dann
werde es dem Stadtrathe stets möglich werden , für eine
gute Sache die Mehrheit zu gewinnen , während andernfalls
die Stadtverordneten für dessen Ausführungen einfach unzu-
gänzlich blieben . Diesem letzteren, nicht schwer genug an¬
zuschlagenden Mißstande leiste ganz unzweifelhaft der An¬
trag Betzinger Vorschub , woran der Umstand , daß ein
Vertreter des StadtrathS zu den Vorberathungen zuge¬
zogen werden solle , entschieden nichts ändern könne , da
ein Einzelner unmöglich das ganze Kollegium zu ersetzen
vermöge . Die Sache käme also in Wirklichkeit darauf
hinaus , daß der bestunterrichtete Theil des BürgerauS-
schusses da fehlen würde , wo faktisch die Würfel fielen .
Der vorliegende Antrag bezwecke daher entweder lediglich
eine Wiederbelebung der vom Hause kürzlich verworfenen
v . Feder ' schen Vorschläge , oder er « olle nichts weiter als
eine rein vertrauliche Besprechung der Stadtverordneten ,
somit etwas geradezu Selbstverständliches, vorsehen , in
welchem Falle er überflüssig sei. Unter allen Umständen
aber erscheine dessen Ablehnung gerechtfertigt , um welche
Redner das Hohe Haus hiermit gebeten haben wolle.

Abg . Schober spricht sich für den Antrag Betzinger
unter Hinweis auf einen speziellen Vorfall in Pforzheim
aus , der s. Z . die Runde durch die Presse gemacht habe.
Es seien damals die Stadtverordneten unter der Hand zu
einer Besprechung städtischer Angelegenheiten in ein Wirths-
haus eingeladen worden und diese Versammlung habe daS
Großh . Bezirksamt auf Grund von K 52 der St . -O . ver¬
boten mit der Auflage, im AmtSverkündiger zu veröffent¬
lichen, daß jene Versammlung nicht hätte abgehalten wer¬
den dürfen ; solch ein Vorgehen wirke beelendend und
spreche doch sicherlich nicht für die Ausführungen deS Hrn.
Berichterstatters ; im Interesse eines freien Versammlungs¬
rechts des Stadtverordneten -Kollegiums stimme Redner
für den Antrag Betzinger , um dessen Annahme er daS
Hohe Haus ersuche .

Regierungskommissär Ministerialrath Fr . Wiel an dt
will zunächst bezüglich der vom Herrn Vorredner soeben
erwähnten Angelegenheit erwidern und glaubt , daß , wenn
der Herr Abg . Schober die Freundlichkeit gehabt hätte,
seinen Ausführungen auch das noch hinzuzufügen, was
damals von Seiten des Großh . Ministeriums des Innern
in dieser Sache geschehen , das Hohe Haus hinlänglich
darüber Aufklärung erhielte , daß der § 52 der Städte¬
ordnung das Recht nicht in Frage stelle, das der Antrag
Betzinger schützen wolle . In jenem Falle sei die Ver¬
sammlung, welche man zum Zwecke der Besprechung städti¬
scher Angelegenheiten in einem Gasthause abzuhalten be¬
absichtigte , als ausschließlich vertrauliche gedacht worden,
also gerade als das nicht, was Z 52 der St . -O . bezeichne,
wenn er dem Oberbürgermeister allein das Recht zuer¬
kenne, den Bürgerausschuß zu einer Versammlung zu be¬
rufen : denn hierbei habe das Gesetz ganz unzweifelhaft
lediglich eine zur Beschlußfassung geeigenschaftete offizielle
Versammlung im Auge und wolle keineswegs auch jede
rein vertrauliche Zusammenkunft der Stadtverordneten
zum Zwecke einer Besprechung darunter verstanden wissen .
In diesem Sinne habe damals das Großh . Ministerium
auf die vom Hrn . Abg . Schober ergriffene Beschwerde
hin erkannt und die Ansicht des Großh . Bezirksamt -
Pforzheim als irrthümliche bezeichnet; jedenfalls werde
diese Direktive auch für die Zukunft zur Vermeidung
ähnlichen Jrrthums überall genügen .

Was den anscheinend so harmlosen Antrag Betzinger
betreffe , so könne sich Redner mit den Ausführungen des
Herrn Berichterstatters vollkommen einverstanden erklären.
Gehe die Absicht lediglich dahin , den Stadtverordneten
eine vertrauliche Besprechung städtischer Angelegenheiten
zu ermöglichen , so gäbe dazu das Gesetz, die in der Vor¬
lage enthaltenen Zusätze zu demselben und die Geschäfts¬
ordnung genügsame Mittel an die Hand . Der Stadtver¬
ordneten -Vorstand könne jede an ihn gelangende Vorlage
an eine beliebig große Prüfungskommsssion verweisen , zu
deren Berathungen auch jedem Nichtmitglied derselben der
Zutritt freistehe ; außerdem gestatte die Geschäftsordnung
dem Bürgerausschuß, die seiner Entscheidung unterbreiteten
Gegenstände als nichtgenügend vorbereitetzur Vorprüfung an
eine Kommission zurückzuverweisen, bezw . von der Tages¬
ordnung abzusetzen, so daß in dieser Hinsicht der Antrag
Betzinger unnöthig sei . Allein derselbe habe, wie aus dem
Hinzufügcn des Schlußsatzes („ Beschlüsse dürfen in dieser
Versammlung nicht gefaßt werden " ) entnommen werden
könne, das Bedenkliche , daß die Vorberathung nicht als
vertrauliche, sondern als amtliche erscheine , bei welcher
die Leitung nicht mehr dem Oberbürgermeister , sondern
dem Obmann des Stadtverordneten-VorstandeS bezw. dessen
Stellvertreter zukomme. Es werde dadurch in demStadt -
verordneten-Vorstande , welcher schon dermalen keineswegs
eine untergeordnete , sondern mit Rücksicht auf die Vorbe¬
reitung der Geschäfte zum Bürgerausschuß eine sehr wich¬

tige Stellung einnehme , gleichsam ein zweites Haupt für
die Gemeinde geschaffen und dar System unserer Städte¬
ordnung , wonach das Stadtverordneten-Kollegium nur in
Vereinigung mit dem Stadtrathe unter der Leitung deS
Oberbürgermeisters amtlich zusammentrete , würde durch-
krochen sein. In Wahrheit also käme der Vorschlag der
Abg. Betzinger u . Gen. darauf hinaus, durch eine Hinter-
thüre da- wieder einzusühren , dessen Ablehnung bei der
Generaldebatte vom Hohen Hause beschlossen worden sei,
habe doch der Herr Antragsteller selbst heule seinen Vor¬
schlag als Konsequenz des früher vertretenen Standpunktes
bezeichnet . Das sei auch ganz richtig . Eben deßhalb würde
er eine Inkonsequenz gegenüber den von dem Hohen Hause
in der Generaldebatte gefaßten Beschlüssen sein , jetzt auf
den Antrag deS Abg . Betzinger einzugehen. Wenn in der
Generaldbatte vom Herrn Abg . v. Feder angedeutet wor¬
den, daß ja sogar die Regierungsvorlage in den 88 44
Z . 3 und 154 d. Fälle vorsehe, wo die Stadtverordneten
für sich unter Leitung des Stadtverordneten- VorstandeS
Beschlüsse fassen sollten , so seien dies eben nur Ausnahmen,
die in der Natur der Sache ihre Begründung fänden,
weil bei der Verhandlung über eine Beschwerde (Z 44 Z . 3)
Derjenige nicht den Vorsitz führen dürfe , gegen welchen
dieselbe sich richte , und weil man annehme , daß die
städtische Verwaltung bei Ertheilung de« Rechnungsbe¬
scheides (8 154 d .) als unmittelbar betheiligt besser nicht
mitzustimmen habe . Auch aus praktischen Gründen er¬
scheine es als unerwünscht , die Stadtverordneten vor der
Bürgerausschuß -Sitzung zu einer Versammlung zu be¬
rufen , denn sobald man in derselben auf eine ausführliche
Berathung der Gegenstände eintrete, gelange man mit Noch-
Wendigkeit, wenn auch nicht formell , so doch materiell zu
einer Entschließung , und dann läge er nach der mensch¬
lichen Natur nahe , von derselben im Bürgerausschusse,
selbst wenn die triftigsten Gründe für das Gegentheil zum
Vortrage gelangten, nicht mehr abzugehen. Zudem stehe
der Antrag Betzinger im Widerspruche mit dem von der
Kommission genehmigten letzten Absatz des § 43 des Ent¬
wurfs, da, falls eine vertrauliche Besprechung der Stadt¬
verordneten in amtlicher Weise unter dem Vorsitze ihres
Obmannes eingeführt werde , die gemischten Kommissionen
keinen Werth mehr hätten. AuS allen diesen Gründen
richte Redner namens der Großh. Regierung an das Hohe
Haus die dringende Bitte , den vom Abg . Betzinger und
Genossen beantragten Zusatz zu § 43 abzulehnen , und be¬
halte sich weitere Ausführungen zu dem Vorschläge eines
Z 43 a . nach dessen Begründung durch die Antragsteller vor .

Abg. v . Feder erklärt sich die Bekämpfung diese- An¬
trages aus dem Umstande , daß man eben auf Grund
eines Vorurtheils den Stadtverordneten das Mißtrauen
entgegenbringe, als ob sie lediglich bestrebt wären , den
Stadrath zu bekämpfen und seine Vorlagen zu nichte zu
machen . Diese Anschauung sei aber, wie Redner früher
schon ausgeführt habe , durchaus unrichtig , indem den
Stadtverordneten das Wohl der Gemeinde nicht minder
als dem Stadtrathe am Herzen liege ; gelange das Haus
dazu , die Vorschläge von diesem Gesichtspunkte aus zu
betrachten, dann werde es dieselben freudig willkommen
heißen. Bei der jetzigen Einrichtung gruppirten sich die
Stadtverordneten nach politischen Gesichtspunkten und be-
urtheilten die Dinge von einem einseitigen Standpunkte ,
während durch eine gemeinsame Besprechung aller Stadt¬
verordneten das Klubwesen, wie man er früher in Mann¬
heim gehabt habe, vermieden werde und sich erreichen
lasse , daß ein Jeder mit seiner Meinung frei und offen
hervortrete , was in Anwesenheit des StadtrathS und der
Bürgermeister zu thun nicht Jedermanns Sache sei . Wie
man etwas Gefährliches darin finden zu müssen glaube,
wenn die Vorversammlungunter dem Vorsitze des Obmanns
des Stadtverordnetenvorstandes, der für eine gründliche
Durchberathung der städtischen Angelegenheiten besorgt sei,
tage , das könne Redner nicht einsehen, aber dessen möge
man sich versichert halten, daß , wenn man wie seither so
auch für die Folge die Stadtverordneten als solche II .
Klasse und gleichsam als Aschenbrödel behandle , dann die¬
selben allmählich alles Interesse an den städtischen An¬
gelegenheiten verlieren müßten , da man ihnen die noth-
wendigen Mittel zur Erfüllung ihrer Aufgaben versage.
Aus dem Rathhause würden Vorbesprechungen der Stadt¬
verordneten allerdings nicht gerne gesehen und es sei
deshalb schwer , die Leute zu solchen zu veranlassen, weil
sie stets aus Rücksicht für den Magistrat davon abstehen
zu sollen meinten , das wisse Redner aus eigener Erfahrung.
Daher beruhe eS durchaus auf Jrrthum, zu behaupten,
die Aufnahme deS beantragten Zusatzes in das Gesetz sei
nicht nothwendig, da sich eine solche Befugniß von selbst
verstehe. Aber ganz abgesehen davon stehe man eben
einer positiven Auslegung des Gesetzes gegenüber , der zu¬
folge in verschiedenen Fällen solche Versammlungen zum
Zwecke der Vorberathung wären verboten worden , und
wenn auch heute das Ministerium diese Ansicht nicht theile,
so gebe doch niemand eine Garantie dafür, daß nicht mit
einem Wechsel desselben an maßgebender Stelle auch wieder
jene andere Auffassung Platz greife. Auch die Bemerkung,
der Antrag Betzmger komme darauf hinaus , in anderer
Form des Redners Vorschlag wieder einzuschmuggelv ,
treffe nicht zu, denn während dieser dem Stadtverordneten¬
kollegium habe das Recht einräumen wollen , vom Stadt¬
rathe getrennt zu beschließen, handle es sich hier nur darum,
der Befugmß zu Vorberathungen unter Leitung des Stadt -



» erordnetenvorstande - eine gesetzliche Grundlage zu schaffen .
Redner halte diesen Antrag sür eine wesentliche Ver¬

besserung deS Gesetzentwurfs und werde daher für den¬

selben stimmen .
Abg . Kiefer : Unzweifelhaft sei der Antrag Betzinger

nichts anderes , als eine abgeschwächte und darum schlech¬
tere , weil minder eigenartige Wiederholung des v . Feder -

schen Vorschlags und eS berühre eigenthümlich , wenn der
Vater deS letzteren als einen Vorzug des Betzinger

'schen

Antrags nunmehr den Umstand bezeichne , daß die Stadt¬
verordneten in der getrennten Berathung keine Beschlüsse
fassen dürften , während doch gerade hierin das Charakte¬
ristische seines Vorschlags zu finden gewesen wäre . Nicht
das HauS in seiner überwiegenden Mehrheit werde von

Mißtrauen gegen dasStadtverordneten - Kollegium beherrscht ,
sondern vielmehr sei der Abg . v . Feder von solchem gegen
die Stadtverwaltung erfüllt , diesem Eindrücke könne sich
kein Unbefangener verschließen . Redner bekleide weder
das Amt eines StadtratheS noch eines Stadtverordneten ,
doch habe er die Städteordnung schon wiederholt und

gründlich studirt und sei dabei jeweils zu der Üeberzeu -

gung gekommen , daß man entweder bei Trennung des
Stadtverordneten -KollegiumS vom Stadtrathe jenes an

Zahl bedeutend verkleinern und diesem durch Bestätigung
bezw . Ernennung eine befestigte Stellung nach Art der

Staatsbehörden geben müsse , oder aber , daß man der auf
demokratischer Grundlage aufgebauten Gemeindeordnung
entsprechend die Gesammtverwaltung durch den Bürger¬
ausschuß beizubehalten gezwungen sei . Man möge sich
hüten , durch Annahme des Antrags Vetzinger die Veran¬

lassung zu ewigen Reibereien zwischen dem Oberbürgermeister
und dem Obmann des Stadtverordneten - Vorstandes künst¬
lich zu schaffen , denn es erscheine im höchsten Maße be¬

denklich, letzterem eine so hervorragende Stellung einzu¬
räumen , da dieselbe ihn stets in Versuchung brächte , dem

ersteren aus ehrgeizigen Motiven Hindernisse in den Weg

zu legen . Aus eigener Erfahrung wisse Redner , daß in
allen städtischen Verwaltungen auch politische Strömungen
eine bedeutende Rolle stets spielten , wofür zum Belege er
nur auf das Beispiel von Mannheim und Freiburg Hin¬
weisen wolle . Es liege das in der Natur der Verhält¬
nisse begründet , denn die politische Ueberzeugung sei nicht
eine leere Parteischablone , sondern sie bilde das Glaubens -

bekenntniß über die öffentlichen Angelegenheiten ; aber ge¬
rade mit Rücksicht auf diesen Umstand erwachse für die

Gesetzgebung die Nothwendigkeit , dafür zu sorgen , daß die

Gemeindeangelegenheiten in gemeinsamer Versammlung
aller zur städtischen Verwaltung berufenen Organe ehrlich
und ohne Hinterlist Auge in Auge verhandelt würden , da
dies allein den Grundzügen unseres Gemeindewesens ent¬

spreche , das Dank seiner Vortrefflichkeit durch alle revo¬
lutionären und reaktionären Epochen hindurch bisher stets
gesund geblieben sei . Man solle es vermeiden , die Ge¬

legenheit dafür zu schaffen , daß in dem Kreise der Stadt¬
verordneten der Oeffentlichkeit entzogen die Meinungen sich
bildeten , um sodann vom befestigten Standpunkte aus ge¬
gen den Stadtrath mit vereinten Kräften anzukämpfen ;
Ihue man solches , so gebe man unzweifelhaft die Vorzüge
unserer Gemeindeordnung dahin , ohne als Ersatz die

Sicherungen der preußischen Städteordnung erreicht zu
haben . Redner halte es für durchaus genügend , den
Stadtverordneten die Gelegenheit zu geben , angesichts des

versammelten StadtratheS zum Worte zu kommen , jede
Vorberathung hinter dem Rücken desselben wäre vom
Uebel und müßte sich in ihren Folgen bitter rächen . Durch¬
drungen von der politischen Bedeutung der Stadtverord¬
neten strebe Redner darnach , dieselben einflußreicher und

beweglicher zu machen , und stimme deßhalb der Regierungs¬
vorlage , die das erreichen werde , freudig zu, aber er müsse

dringend bitten , den Antrag Betzinger abzulehnen , der le¬

diglich in verschlimmerter Weise das wieder aufnehmen
wolle , was das Haus kürzlich nach reiflichster Ueberlegung
mit großer Mehrheit verworfen habe .

Abg . Betzinger weist darauf hin , daß man von der

Gegenseite einerseits seinen Antrag selbstverständlich nenne
und andererseits ihn als gefährlich bezeichne , was doch

sicherlich nicht beides gleichzeitig zutreffen könne ; in Wirk¬

lichkeit sei aber weder das eine noch das andere der Fall ,
wofür zum Belege in ersterer Beziehung Redner an den

vom Abg . Schober erwähnten Vorfall in Pforzheim erin¬

nern wolle , während er , was die Gefährlichkeit betreffe ,
in dem Umstande , daß der Obmann die vvrberathende

Versammlung zu leiten habe , durchaus nichts Bedenkliches

finden könne , da diese Bestimmung ja lediglich im Inter¬
esse der Ordnung vorgesehen sei und sich so zu sagen von

selbst verstehe . Indem Redner seine früher vorgetragenen
Anschauungen aufrecht erhält , bemerkt er gegenüber dem

Herrn Regierungskommissär , daß er seinen Antrag nicht
in Konsequenz des Antrags v . Feder , sondern in Konse¬

quenz seiner Ausführungen von neulich eingebracht habe
und wiederholt um dessen Annahme hiermit bitte .

Abg . Schneider ( Karlsruhe ) : Der Abg . v . Feder habe

zum Zwecke der Unterstützung des Antrags Betzinger dar¬

auf hingewiesen , daß in Mannheim in früheren Jahren
die Besprechungen der Stadtverordneten oftmals nach po¬
litischen Parteien stattgefunden hätten , was sich dann jedes¬
mal auch auf die Abstimmung im Bürgerausschuffe über¬

tragen habe . Redner könne darin nur einen völlig unge¬
sunden Zustand erblicken , der nur da denkbar sei, wo lei -

denschaftliche politische Parteikämpfe beständen und welcher

nothwendig zur Schädigung der städtischen Interessen
führen müsse . Eine Hauptrolle unter den städtischen An¬

gelegenheiten spielten die wirthschvftlichen Fragen , bei

welchen der Geldbeutel der Steuerzahler in Betracht komme .
Das Uebertragen politischer Parteikämpfe in diese Dinge
müsse früher oder später die Steuerzahler schädigen . Wenn
es auch natürlich sei , daß die in den einzelnen Städten
vorherrschenden politischen Parteien die Stadtverordneten
in erster Reihe aus ihrer Mitte entsendeten , so dürfe dieses

Bestreben doch nicht zum völligen Ausschluß aller einer
andern politischen Richtunng Angehörenden von der Mit¬

wirkung in der städtischen Verwaltung führen . In Karls¬

ruhe habe man das beobachtet und deshalb seien die jüngst
vergangenen Wahlen so ruhig verlaufen , weil trotz ver¬
schiedener Wahlvorschläge bei der Wahl der dritten Klaff «
nirgendwo die politischen Gegensätze hervorgehoben wurden
und die Wähler das Bewußtsein hatten , daß jeder Vor¬

geschlagene das Wohl der Stadt zu wahren bestrebt sein
werde . Auch habe man hier noch niemals seitens deS
StadtratheS etwaige private Vorbesprechungen der Stadt¬
verordneten , die nach den Erklärungen des Herrn Regie -

rungSkommiffärs jeder Zeit stattfinden dürsten , mit Miß¬
trauen betrachtet ; mehr könnten die Stadtverordneten selbst
nicht verlangen .

Fände dagegen der Antrag Betzinger Annahme , dann

gäbe es neben dem vom Oberbürgermeister geleiteten Bür -

grrausschusse eine zweite Art der amtlichen Zusammen¬
tritts der Stadtverordneten , die durchaus vom Uebel wäre .
Redner könne nach den von ihm als Obmann eines Stadt -
verordneten -Kollegium » gesammelten Erfahrungen versichern ,
daß er widerholt widerstandslos und zwar letztmals vor
acht Tagen gelegentlich der hiesigen Stadtraths - Wahlen
die Stadtverordneten zu privaten Besprechungen eingeladen
habe , wobei ihm von keiner Seite jemals Schwierigkeiten
erwachsen wären .

Aus diesen Gründen erscheine Redner der Antrag
Betzinger sowohl unnöthig als auch bedenklich , weshalb er
um dessen Ablehnung bitte .

Abg . Kern folgert aus der Fassung des § 52 der
Städteordnung , woselbst in Abs . 6 gesagt sei , daß nur
dem Bürgermeister das Recht zur Berufung des Bürger¬
ausschusses zustehe , daß , strenge genommen , der Abg .
Schneider wegen der von ihm abgehaltenen Versammlung
bestraft werden müsse , sofern « man unter Bürgerausschuß
a . a . O . nicht ausschließlich nur die Vereinigung von
Stadtrath und Stadtverordneten » erstehen wolle , eine
Auslegung , für welche der Betzinger

'
sche Antrag die ge¬

setzliche Unterlage zu beschaffen bestrebt sei . Die Ermög¬
lichung eines engeren und regeren Verkehrs zwischen den
Stadtverordneten und ihrem geschäftsleitenden Vorstande
empfehle sich in jeder Hinsicht , deßhalb glaube Redner ,
daß der Antrag sachgemäß sei und einem wirklichen Be¬
dürfnisse entspreche , weßhalb er um dessen Annahme bitte .

Staatsminister Turban : Der Herr Abg . von Feder
habe eine recht kluge Taktik beobachtet , um den von ihm
unterstützten Antrag des Herrn Abg . Betzinger zum Siege
zu verhelfen , indem er unsere Stadtverordneten als Stadt¬
vertreter II . Ranges , ja sogar als Aschenbrödel bezeichnet
habe . Das sei doch eine starke Uebertreibung !

Abg . v . Feder ruft dazwischen „ im Verhältniß zu
Preußen und Sachsen ! " .

Staatsminister Turban fährt fort : das sei ein ganz
anderes Verhältniß , mit welchem man unser Institut und

seine Träger nicht vergleichen könne . Soviel stehe fest,
daß unsere Herren Stadtverordneten ein sehr bedeutenden
Einfluß auf die wichtigsten Angelegenheiten in der Ge¬
meinde ausübten und daß sei eine hochgeachtete Stellung
in den Kreisen der Stadt , in welcher sie zu amtiren hätten ,
einnehmen . Diese Aschenbrödel brauchten nicht erst die

Hülfe geheimer Mächte , um zu Glanz und Ehren zu ge¬
langen ; sie besäßen in sich die Macht , die Bedeutung und
das Ansehen , um dasjenige zu leisten zu können , was man
von ihnen erwarte ; sie könnten ihre großen und wichtigen
Aufgaben zumal mit den ihnen durch den vorliegen Gesetz¬
entwurf zugewiesenen erweiterten Einfluß zum Segen der
Gemeinde in befriedigender Weise lösen , habe doch der

Herr Abg . v . Feder vorhin bei Beginn seiner Rede selbst
erkennen lassen , daß er sich dessen wohl bewußt sei .

Der Antrag Betzinger - v . Feder bedeute thatsächlich in
modifizirter Form eine Wiederholung dessen , was bei der
Generaldiskussion bereits verhandelt und von der über¬
wiegenden Mehrheit des Hohen Hauses abgelehnt worden
sei . Daß die Einberufung der Herren Stadtverordneten
zu einer Vorbesprechung nicht etwa nur einen ganz harm¬
losen , privaten Charakter an sich trage , wie man wohl
glauben machen wolle , sondern in der That eine amtliche
Berufung sei , das unterliege nach der Fassung des vor¬
liegenden Antrags nicht dem mindesten Zweifel ; die darin
enthaltene Kompetenzbestimmung gehe weit über dasjenige
hinaus , was unsere Städteordnung sonst den Stadtver¬
ordneten zuweise . Ein innerer Zusammenhang zwischen
den beiden Betzinger

'schen Anträgen sei nicht zu verkennen ;
im zweiten Anträge werde bestimmt , daß der Stadtver -
ordneten -Vorstand im Bürgerausschuffe „Mißstände " in der
Stadtverwaltung zur Anzeige bringen und deren Abstel¬
lung beantragen könne , so daß es also auf Grund des
ersten Antrags ihm frei stünde , solche jeweils zum Gegen¬
stände einer Vorberathung der Stadtverordneten zu machen .
Da man nun unter dem Ausdrucke „ Mißstände "

, der der
weitesten Auslegung Raum biete , alles mögliche verstehen
könne , so würden im Falle der Annahme der beiden An¬
träge ohne Zweifel nicht nur wirkliche Mißstünde , sondern
überhaupt die ganze Gemeindeverwaltung und was daran
diesen und jenen nicht gefiele , in den Bereich der Ver¬
handlungen und der den Stadtrath bindenden Beschluß¬
fassungen gezogen werden können ; man werde da¬
durch , wie der Herr Abg . Kiefer richtig ausgeführt
habe , zum Nachtheil der Gemeinde der Zwiespältig¬
keit , den Leidenschaften und der Jntrigue Thür und
Thor öffnen . Vor dieser Folge dürfe sich das Hohe Haus
die Augen nicht verschließen und sich zum Bewußtsein
bringen , daß der Antrag Betzinger weit über das Selbst¬
verständliche hinausgehe . — Soweit bisher schon in einer
Reihe von Fällen in den verschiedenen Städten vor der
amtlichen Berathung Vorbesprechungen stattfanden , seien
dieselben eben rein vertraulicher Natur gewesen und
Redner wolle mit dem Herrn Abg . Kern darüber nicht
streiten , ob der Obmann der Stadtverordneten ganz all¬

gemein dieselben zu berufen befugt gewesen sei , sonder »
nur darauf aufmerksam machen , daß jedenfalls in den¬
selben nur solche Gegenstände , welche nach den bestehende »
Gesetzen in den Kompetenzbereich der Stadtverordnete »
gehören , hätten besprochen werden dürfen .

Der Betzinger '
sche Antrag lasse , wenn man näher auf

denselben eintrete , die Frage offen , welche Bedeutung der
Einladung der Stadtverordneten zukomme , insbesondere ,
ob etwa der § 46 der Städteordnung sowohl hinsichtlich
der Verpflichtung zum Erscheinen im Bürgerausschuffe
und der Bestrafung der Ausbleibenden , als auch bezüglich
der Oeffentlichkeit der Verhandlungen auf den hier vor¬
liegenden Fall entsprechende Anwendung finden solle .
Werde das nicht beabsichtigt , dann allerdings möge dir
Einladung zu einer Vorbesprechung eher als etwas Harm¬
loses erscheinen , weil in diesem Falle niemand gezwungen
sei , Folge zu leisten ; damit würde aber auch die ganze
Einrichtung ihrer formellen und materiellen Bedeutung
entbehren und überhaupt der beabsichtigte Zweck nicht er¬
reicht werden .

Im Uebrigen könne Redner nur nochmals hervorhebe »,
daß der Betzinger - » . Feder '

sche Antrag beim rechten Lichte
besehen , insbesondere in Verbindung mit dem als § 43 » .
beantragten Zusatze nur eine Wiederholung dessen sei, war
schon in der vorletzten Sitzung verworfen worden , und
daß er in unser Gemeindesystem eine Neuerung bringen
würde , welche durchaus nicht hineipassc und von der Red¬
ner wünsche und hoffe , daß das Hohe Haus sie nicht an¬
nehme .

In seinem Schlußworte zu dem Betzinger
'
schen Anträge

weist der Berichterstatter , Abg . Winterer , darauf hin ,
daß die Kammer nicht die Interessen der Gemeindevor¬
stände oder Stadtverordnetenobmänner zu wahren habe ,
sondern das Wohl der ganzen Gemeinde im Auge behalten
müsse , und bemerkt gegenüber dem Abg . v . Feder , daß die
Diskussion von einem Mißtrauen gegen die Stadtverwal¬
tung und nicht , wie jener geglaubt habe , von einem solchen
gegen die Stadtverordneten erfüllt sei ; dabei möge man
doch bedenken , daß im Stadtrathe jeweils die wohlhabend¬
sten Bürger säßen , die jeden Fehler zunächst am eigenen
Geldbeutel büßen müßten und also an einer guten Ver¬
waltung mit ihrer eigenen Person im höchsten Maße inter -
essirt wären . Die dermalen bestehende Einrichtung gewähre
den Stadtverordneten eine hinlänglich einflußreiche Stelle ,
habe man doch Beispiele , wo sie mit ihrem jetzigen Appa¬
rate die ganze Stadt regierten . Redner könne deßhalb nur
nochmals den Kommissionsantrage aufs angelegentlichste
zur Annahme empfehlen .

Hierauf wird über den Antrag Betzinger und Genossen
abgestimmt und derselbe abgelehnt , während der § 43 nach
dem Anträge der Kommission unveränderte Annahme fand .
Mit Rücksicht auf das Schicksal seines ersten Antrags
zieht der Abg . Betzinger im Einverständniß mit seinen
Freunden den zweiten Antrag (Zusatzparagraph 43 a .)
zurück.

Bei Z 44 stellt der Abg . Schneider ( Mannheim ) an
die Großh . Regierung die Anfrage , ob den Gemeinden
erlaubt ser , an die Organe des Reichs zu petitioniren und
ob insbesondere die in jenem Paragraphen der Städte¬
ordnung für eine an die Ständeversammlung oder die
Staatsbehörde zu richtende Vorstellung oder Gemeinde¬
beschwerde vorgeschriebenen Erfordernisse auch bei einer

Petition an den Reichstag oder die Reichsregierung erfüllt
werden müßten . Das Gesetz spreche sich darüber nicht aus
und die Entscheidung dieser Frage sei bei dem Umstande ,
daß die indirekten Steuern und Zölle , das Militärwesen .
Post und Telegraphie an das Reich übergegangen seien ,
von großer Bedeutung , indem leicht einmal für eine Stadt
sich die Nothwendigkeit ergeben könnte , einen auf das Zu -
stündigkeitsgebiet der Reichsqesetzgebunq bezüglichen Wunsch
geeignete « Ortes vorzutragen .

Staatsminister Turban : Redner gestehe offen , daß
die vom Herrn Abg . Schneider (Mannheim ) soeben an¬
geregte Frage der Entscheidung der Großh . Regierung
noch nicht unterbreitet worden sei , und er sich deßhalb
außer Stand befinde , eine für jene bindende Erklärung
abzugeben ; indessen könne er sich keine Fälle denken , wo
für den badischen Staat etwas Gefährliches darin liege ,
wenn eine Gemeinde sich direkt an das Reich wende , denn
er hege zu den Reichsbehörden das Vertrauen , daß sie
selbst in erster Reihe in einem solchen Falle sich die Frage
vorlegen würden , ob und in wie weit es statthaft sei, daß
die Gemeinde eines Partikularstaates mit Umgehung der
eigenen Landesregierung sich dorthin gewendet habe . Jeden¬
falls scheine keine genügende Veranlassung vorzuliegen ,
jetzt ox abrupto diese Frage durch einen Akt der Landes¬
gesetzgebung mittelst einer bezüglichen Einschaltung in de»
vorliegeuden § 44 zu lösen .

Abg . v . Feder meint , eine gesetzliche Bestimmung über
diese Frage sei nicht nothwendig , da nach dem Grundsätze ,
daß , was nicht ausdrücklich im Gesetze verboten sei , als
erlaubt gelte , dieselbe zu bejahen wäre , auch gewähre ja
die Reichsverfassung einem Jeden , also auch den Gemeinde »
das Petitionsrecht an den Reichstag und die Reichsregierung .

Abg . Kiefer schließt sich dieser Ansicht an mit dem Hin¬
weise darauf , daß der § 44 lediglich den Fall ordne , wo
die Gemeinde mit ihrer Staatsregierung bezw . den Land -

ftänden ins Benehmen treten wolle . Die Möglichkeit einer

Angehens der Reichsregierung sei in den Grundlagen der
Reichsverfassung gewissermaßen einem jeden Deutsche »
garantirt und könne niemand entzogen werden .

Letzteres gibt Abg . Junghanns als richtig zu , jedoch
stimmt er mit dem Abg . Schneider in sofern überein , alr

auch er eine gesetzliche Regelung der formalen Erfordernisse
einer Petition für nothwendig hält .

Regierungskommissär Ministerialrath Wielandt : Die

Großh . Regierung bekenne sich zu der von den Abgg .
Kiefer und von Feder vertretenen Ansicht ; der Schwer¬
punkt der Bestimmung des § 44 Ziff . 2 liege in den letzten



Worten des ersten Satzes , welche lauteten : „wenn die Ge¬
meinde um ihre Zustimmung vernommen werden soll" .
Daraus gehe hervor, daß es dem Stadtrathe jederzeit
unbenommen bleibe , von sich aus Beschwerden und Vor¬
stellungen über die seiner ausschließlichen Kompetenz unter¬
liegenden Gegenstände an die Landes-, wie an die Reichs¬
regierung zu richten ; insoferne dieselben aber Materien
beträsen, in welchen die Beschlüsse des Stadtraths der Zu¬
stimmungdes Bürgerausschußes bedürften, da müsse elfterer
dazu die Genehmigung des letzteren vorher einholen . Im
llebrigen gehöre , wie schon seitens des Herrn Staats¬
ministers angedeutetdie Frage , in wiefern die Gemeinden
befugt seien, Vorstellungen an die ReichSbehörden und den
Reichstag zu richten, in das Gebiet des Reichs-Verfassungs¬
rechtes .

Zu 8 52 stellen die Abgeordneten Friderich , Grether
und Vogel den Antrag , es seien im 2 . Absätze die beiden
Worte „den " und „ältesten " zu streichen .

Der erstgenannte Abg . begründet den Antrag damit, daß
derselbe einem Bedürfnisse der Praxis entspringe und
die Bestimmung in ihrer jetzigen Fassung nirgendwo strenge
gehandhabt werde.

Die Abg . Röttinger , Meyr und Blattmann beantragen ,
den ganzen Absatz 2 des ß 52 zu streichen .

Regierungskommissär Ministerialrath Fr . Wielandt :
Was den Antrag Friedrich und Genossen betreffe , so
müsse Redner das von dem Herrn Antragsteller zur Be¬
gründung desselben Bemerkte als richtig anerkennen ; jene
Bestimmung finde sich in der Städteordnung vor , weil
sie der allgemeinen Gemeindeordnung entnommen sei, und
sie begründe eine Ausnahme von dem im Absatz 1 des
tz 52 enthaltenen allgemeinen Grundsätze über die Ge¬
schäftsbehandlung der Unterschrift bei den Beschlüssen der
Gemeindekollegien . Was die Heimathscheine anlange , so
würden solche überhaupt nicht mehr vom Gemeinderathe,
sondern vom Bezirksamts ausgestellt, und insofern sei die
fragliche Bestimmung gegenstandslos geworden, während
sie rücksichtlich der Vermögenszeugnisse auf der Erwägung
beruhe , daß man nach auswärts eine Garantie für die
stattgehabte kollegiale Berathung derselben im Gcmeinderath
geben zu müssen glaubte. Tine solche werde aber in ge¬
nügender Weise durch die Vorschriften über die Führung
des Rathsprotokolls und die Nummerirung der Beschlüsse ge¬
liefert, und deßhalb unterliege es keinem Anstande, diesen
ganzen Absatz zu streichen , besonders da nach § 194 der
St . P .O . auch für die Berathung und Ausstellung der
Vermögenszeugnissezur Unterstützung des Stadtraths eine
besondere bleibende Kommission gebildet werden könne, so
daß also auch nach dieser Richtung für rasche Erledigung
der betreffenden Geschäfte gesorgt sei.

Abg . Röttinger bezieht sich zur Begründung seines
Antrags auf das soeben von Herrn Regierungskommifsär
des Näheren ausgeführte, das er als völlig zutreffend aner¬
kennt. Redner Halle es für durchaus genügend , wenn in
den Städten , wo eine besondere Vermögenszeugnißkom-
Mission nicht bestehe, die betr . Beschlüsse durch den Bürger¬
meister und Rathschreiber ausgeferigt würden .

Abg . Hosfmann kann sich von der Nothwendigkeit
eines Striches des zweiten Absatzes von § 52 in der
Städteordnung nicht überzeugt halten , da die Städte in
der Lage wären und auch dazu kommen müßten , durch
Ortsstatut das Geschäft des Zeugnißausstellens einer be¬
sonderen Kommission zu übertragen , während für die unter
der allgemeinen Gemeindeordnung stehenden Gemeinden
diese für sie in der That lästige Bestimmung bestehen bliebe ;
man würde durch Annahme des Antrags Röttinger ohne
Noth einen Unterschied zwischen der Städte- und der
allgemeinen Gemeindeordnung einsühren.

Abg . Kern theilt dies letztere Bedenken , wird aber
dennoch für den Antrag Röttinger stimmen .

Abg . Minierer erklärt die Bestimmung in Abs . 2 de-
§ 52 damit, daß ursprünglich die Heimathscheine und Ver¬
mögenszeugnisse vom Bürgermeister allein wären ausge¬
stellt worden und bemerkt , daß damals für die Richtig¬
keit derselben die Mitunterschrift der 2 ältesten Gemeinde-
räthe die Bedeutung einer Kontrole gehabt habe. Redner

ist mit dem Antrag Röttinger einverstanden , welcher, nach¬
dem der Abg . Fridrich den seinen zurückgezogen hatte,
vom Hause angenommen wurde. Ein weiterer von dem
Abg . Röttinger , Nopp und Fischer eingebrachter Antrag
des Inhalt - , eS möge in § 52 Abs . 1 statt des Worte-
„Bürgermeister" „Oberbürgermeister" gesetzt werden, wird
ohne weitere Debatte genehmigt .

Zu 8 56 b. liegt seitens der Abzg. Kern , Reichert
und Betzinger folgender Antrag vor : „dem § 56 b. ist als
dritter Absatz beizufügen : der geschäftsleitende Vorstand
ist auch befugt , von dem Rathsprotokoll jederzeit Einsicht
zu nehmen " .

Abg . Kern begründet diesen Antrag unter Hinweis
auf das allgemeine Bestreben , die vom Bürgerausschuß
zu übende Kontrole möglichst zu erweitern und bemerkt,
daß derselbe ein vorzügliches Mittel an die Hand geben
werde , um zu überwachen , ob der Stadtrath auch wirk¬
lich in allen Fällen , in denen seine Beschlüsse der Zu¬
stimmung des Bürgerausschusses bedürften, die letztere
einzuholen nicht unterlasse . Der Antrag werde um so
weniger einem Bedenken begegnen können , als ja durch
Z 56 b. in solchen Angelegenheiten , dem Stadtrathe die
Verpflichtung auferlegt werde , die Einsicht der betreffenden
Akten den Mitgliedern des Bürgerausschusses zu gestatten .

Abg . Mays : Der vom Vorredner zuletzt erwähnte 8 56b
habe Veranlassung gegeben, die Frage der Akteneinsicht in
der Kommission einer gründlichen Besprechung zu unter¬
ziehen , welche schließlich zu der im Kommissionsberichte
niedergelegten Ansicht geführt habe , daß dieselbe sümmt-
lichen Stadtverordneten , jedoch nur auf dem Rathhause
unter Aufsicht des Stadtrathes zu stehe, während gegen
ein Abgeben der Akten an die Vorstandsmitglieder keine
Bedenken obwalten dürften. Dabei sei diese weitgehende
Befugniß nur unter der Voraussetzung denkbar und durch¬
führbar , daß sich die Stadtverordneten die diskreteste Be¬
handlung und Benützung der Akten zur strengen Pflicht
machten . Dieser Satz dürfe aber nicht dahin mterpretirt
werden, als ob der Oberbürgermeister, wenn er befürchte ,
daß im einzelnen Fall jene Voraussetzung nicht in Erfül¬
lung gehen möchte, die Akteneinsicht zu verweigern berech¬
tigt sein solle. Redner bemerkt , daß er seit Jahrzehnten
in dem Stadtrathe, welchem er angehöre, stets die Meinung
vertreten habe, daß die Akteneinsicht jedem Mitbürger in
entgegenkommendster Weise gestalten werden müsse, da die¬
selbe das beste Mittel zu gründlicher Information über
einen Gegenstand sei, und er habe es für seine Pflicht er¬
achtet , obige Auffassung der Kommission hier ausdrücklich
zu konstatiren .

Abg . Röttinger führt des Näheren aus , daß die im
Anträge Kern enthaltene Forderung als so selbstverständ¬
lich erscheine, daß von einer besonderen Betonung dieses
Rechtes abgesehen werden könne , und zwar um so mehr,
als die Protokolle unzweifelhaft zu den Akten gehörten,
deren Einsichtsnahme im 8 56 b. dem Bürgerausschusse
anheim gegeben werde. Nach des Redners Ansicht ist der
Antrag Kern überflüssig und in gewissem Sinne sogar
bedenklich.

Abg . Betzinger spricht sich für den Antrag Kern mit
dem Hinweise darauf aus , daß ihm Fälle bekannt seien ,
wo Beschlüsse des Stadtrathes wären in Vollzug gesetzt
worden, wiewohl die nothwendige Zustimmung des Bürger¬
ausschusses zu denselben zuvor nicht eingeholt worden sei .
Redner frägt, wie sich bei solchem Vorkommnisse die Stadt¬
verordneten zu verhalten hätten.

Regierungskommissär Ministerialrath Wielandt : Eine
besondere Fürsorge für den vom Herrn Vorredner erwähn¬
ten Fall sehe das Gesetz nicht vor, weil eine solche nicht
nothwendig, ja unmöglich sei . Es liege hier der nämliche
Fall vor, wie im Verhältniß zwischen der Staatsregierung
und den Landständen . Glaubten letztere , die Regierung
habe ihr Zustimmungsrecht verletzt , so stehe ihnen nach
der Verfassung der Weg der Reklamation, der Beschwerde¬
vorstellung , der Ministeranklage offen. Aehnlich in der
Gemeinde . Wenn der Bürgerausschuß der Meinung lebe,
daß der Stadtrath vorschriftswidrig zu einem Beschlüsse
seine Zustimmung einzuholen unterlassen habe, so stehe ihm

frei, den im Gesetz bezeichneteu Weg der Interpellation
bei Gemeindeversammlungen, des Initiativantrags , der
Beschwerde, zunächst bei dem Stadtrath , sodann bei der
Staats -Aufsichtsbehörde einzuschlagen. Auch bei der Ver¬
handlung über den Rechnungsbescheid werde sich Gelegen¬
heit zur Wahrung der Rechte des Bürgerausschusses geben .
In der Mehrzahl der Fälle werde übrigens zu den der
Beschlußfassung des Bürgerausschusses unterliegenden An¬
gelegenheiten auch die Zustimmung der Staatsbehörde
verlangt , welch' letztere dadurch Gelegenheit bekomme, dm
Stadtrath auf jene Unterlassung hinzuweisen . Eine weitere
Abhilfe gegen solche Vorkommnisse scheine nicht geboten .

Abg . Kern wiederholt die für seinen Antrag schon früher
von ihm dargelegten Gründe und knüpft daran die Bitte,
das Haus möge denselben trotz der ablehnenden Haltung
der Großh. Regierung zum Beschlüsse erheben.

Regierungskomm. Ministerialrath Wielandt konstatirt,
daß er nicht gegen den Antrag Kern gesprochen habe, da
die Großh. Regierung von ihrem Standpunkte aus sich
mit demselben völlig einverstanden erklären könne.

Abg . Edelmann empfiehlt die Annahme des Antrags
Kern durch Hinweis auf die Konstanzer Vorgänge.

Abg . Schneider (Karlsruhe ) wird durch die Erwägung ,
daß man im Falle der Annahme des Antrags Kern den
Stadtverordnetenvorstand schließlich für die im Raths¬
protokoll enthaltenen ungesetzlichenBeschlüsse verantwortlich
mache , veranlaßt, vor Annahme desselben zu warnen , denn
der Stadtverordnetenvorstand könneunmöglich alle Beschlüsse
des Stadtraths kontroliren, während sicherlich mancher
Stadtverordneter für die Folge von dem Eintritt in den
Vorstand zurückschrecken werde , wenn ihm eine Verant¬
wortung für die Stadtrathssitzungen aufgeladen werden
solle . Redner bitte deßhalb um Ablehnung dieses Antrags.

Nach einem Schlußworte des Abg . Winterer wird
sodann der Antrag Kern abgelehnt .

Zu Art. Ill des Gesetzes bringen die Abgg . Röttinger ,
Nopp und Fischer folgenden Antrag ein :

Der Schlußsatz des dritten Artikels ist zu fassen wie
folgt : Dabei sind die Ausdrücke „Bürgermeister" , „Ge¬
meinderath " und „Gemeinderechner " jeweils durch die Be¬
zeichnungen „Oberbürgermeister", „Stadtrath" und „Stadt¬
rechner" zu ersetzen .

RegierungskommifsärMinisterialrath Wielandt möchte
den Kommissionsantrag zur Annahme empfehlen , da der
Antrag Röttinger nicht ganz zutreffend sei , indem z . B .,
wie Redner an einzelnen Belegen nachweist , nicht überall
im Gesetze der Ausdruck „Bürgermeister" durch die Be¬
zeichnung „Oberbürgermeister" sich ersetzen lasse . Das „ re."
des Kommissionsantrags ermächtige die Großh. Regierung
in genügender Weise, bei der Zusammenstellung der Städte¬
ordnung die ihr speziell eigenthümlichen sinngemäßen Be¬
zeichnungen an Stelle der Ausdrücke der allgemeinen Ge¬
meindeordnung einzufügen .

Abg. Röttinger erklärt sich mit dieser Auslegung des
Kommissionsantrags vollkommen einverstanden und zieht
seinen Antrag zurück. Schließlich erbittet sich der Abg.
Schneider (Mannheim) von der Großh. Regierung noch
darüber Auskunft, ob es richtig sei, den Absatz 3 des 8 54
der Städteordnung dahin zu interpretiren, daß bei Fest¬
stellung der Beschlußfähigkeit im Stadtrathe die nicht den
Vorsitz führenden Beigeordneten mitgezählt werden dürsten.

Regierungskommifsär Ministerialrath Wielandt bejaht
diese Frage mit dem Bemerken , daß im Sinne der vom
Vorredner angeführten Gesetzesstelle nur der gerade den
Vorsitz führende Bürgermeister bei Feststellung der Be¬
schlußfähigkeit des Stadtraths außerBetrachtzu bleibenhabe .

Nachdem sodann die Abg . Roßhirt und Junghanns ihre
Zustimmung zu dem Gesetze damit motivirt hatten , daß
dasselbe gegenüber dem jetzigen Zustande eisige , wenn auch
geringfügige Verbesserungen enthalte , wird über dasselbe
durch Namensaufruf abgestimmt , wobei sämmtliche an¬
wesenden Abgeordneten mit Ausnahme der Abg. Dimer,
von Feder und Meyr sich für dasselbe erklären .

lieber den weiteren Verlauf der Sitzung haben wir in
unserer letzten Nummer schon berichtet.

W2SS

Handel » « d Berkehr .
Handelsberichte .

Submissionen im Auslande . I . SPa » ien : 1) 86 . März
d . I - , 1 ' /- Uhr Nachmittaas . Finanzministerium . Geueraldirek -
lion der Regie zu Madrid . Lieferung von 27 Mill . kg Vir¬
ginia - und Kentuky- Kabak in Blättern . 2) 30 . Juni d . I . Finanz¬
ministerium . Generaidirektion der Regie zu Madrid . Lieferung
von 2,500,000 kz Philippinen - Tabak in Blättern . 5 Loose ä

800,000 dz . Kaution 45,000 Pes . pro Loos - Die näheren Be¬
dingungen sind an Ort und Stelle einzusehen. 11. Belgien :
Verwaltung der König ! . Belgischen Staats - Eisen
bahnen : 1) 19 . März 1884 , um Mittag in der Börse zu Brüs¬

sel : Arbeiten zum Uaterhalt der BahnstreckenGruppe 1 Pro 1884
( Brüssel sNordj - Malines -Tirlemont - Louvain rc .) Heft 15 . 23 Loose-
Abschätzung zusammen 93,300 FrcS . Borlänsige Kaution 4665
FrcS . Auskunft bei den Ingenieuren von Aelbroeck, rue Laterale 2
zu Brüssel und De Paepe , Station Brüssel (Nord ) . 2) 19 . Mär »
1884 um Mittag in der Börse zu Brüssel . Arbeiten zum Bau
einer Unterführung auf der Strecke Manage - Luttre bei der Ge¬
meinde Pont o CelleS . Heft 310 . Abschätzung 4226 Frcs . 55 Cts .
Vorläufige Kaution 200 Frcs . Auskunft bei den Ingenieuren
van Aelbroeck , rue Latdrale Nr . 8 und Goffin , rue Fonsny 38
zu Brüssel .

Pest . 8. März . Weizen lovo fest , per Frühjahr 9 .48 G . »

S .49 B . . per Herbst 10.13 G . . 10.14 B . Hafer per Frühjahr
6 .91 G . . 6 .93 B . Mais per Mai - Jrmi 6 .56 G . , 6 .58 B . Kohl¬
reps Per Angrst ' Sept . 14"/. . Wetter : schön .

New ->Br , rk . 8 . März . (Schlußkurse.l Petroleum in New »
Bork 8' , . dco . in Philadelphia 8' , , Mehl 3 .65 . Nother Wmrn -
weizen ! 08 Maiö (old mixed) 62 , Havanna - Zucker 5 '-̂ ,
Kaffee . Rio aood fair 12 '/- , Schmolz (Wilcox) 9 .90 . Speck 10' /, .
Getreidefrocht nach Liverpool 1 /«.

Baumwoll - Zufuhr 8000 B . . Ausfuhr nach Großbritannien
11,000 B .. dm. nach dem Continenl — B .

Verantwortlicher Redakteur : Karl Trost in Karlsruhe.

' ^ ?W. - - L ; U . Frankfurter Kurse vom 8 . März 1^84. 1 Lira — 80 Pig ., r P!d. -
rubel - Rmk. s. ro !

101' ,
102' ,

,02 '°/,«
103 ' ,«

Staatsgapiere .
Baden 3'/, Obligat , fl -

. 4 . fl .

. 4 . M .
Bayern 4 Obligat . M .
Deutsch!. 4 Reichsanl . M .
Preußen 4'/, ->/, Cons . M . -

. 4°/» Consols M . 102" /,,
Sachsen 3"/« Rente M . 83 ' /, «
Wtbg . 4'/,Obl .v -78/7S M . 106

. 4 Obl . M . E ,
Oesterreich 4 Goldrente st. 86

„ 4'/« Silberr . fl . 68 ' «
. 4'/» Papierr . fl .
» 5Papierr . v . 1881

Ungarn 6 Goldrente fl .
. 4 „ fl .

Italien 5 Rente Fr .
Rumänien 6 Oblig . M .
Rußland 5 Obl . v . 1862 ^

. 5 Obl . v . 1877 M .
» 5It . Orientanl . PR .

Lochwed . 4 in Mk .
Span . 4 AaSländ . Rente

67
80' ,

103
77 ' /.
94' /.

103'/«
SO'/,
93 '/.

597 . »

997 ,
6t7 ,

102 ',.
101 ',«
111 ' ,
1207 ,

67 ' ,

4 Cons. V. 1880R .75" /, ,

Schw . 4' (- Bernd . 1877 F .
„ 47 « Bern 1880 F .

N .-Amer.47 - C .pr . 1891 D .
N .-Amer . 4L . pr . ISOlD .
Egypten 4 Unis . Obligat .

Bank -Aktie « .
4'/- DeutscheR . - BankM . 1477, «
4Badische Bank Thlr . IIS ',.
5 Basler Bankverein Fr . 129
4 Darmstädter Bank fl . 1597 ,
4 Disc . - Kommand . Thlr . 2107 ,
5 Frankf .BankvereinTblr . 92 /»
5 Oest . Kreditanstalt fl - 2807 ,
5 Rhein . Kreditbank Thlr . 110 ' /.
5D . Effekt-u. Wechs-l - Bk .

40"/» einbezahlt Thlr . 129
Eisenbahn -Aktie « .

4Heidelberg - SpeyerTblr . 537 «
4 Heff-Ludw.-Bahn Thlr . 1097 .
4Meckl . Friedr . - FranzM . 1947 .

>37 - Oberschlef.-St . Thlr . 2747 ,

47 , Mälz . Maxdaha fl . 129' ,
4 Pfälz . Nordbaha fl . 99'/,
4 RechteOder - Ufer Thlr . 1947 «
8' - Thüring . lut . A . Thlr . 217 ' .
5 Böhm . West-Bahn fl . 261 ' ,
5 Gal . Karl -Ludw.- B . fl . 2537 «
5 Oest .Fran » St .-Bahnfl . 271
5 Oest . Süd - Lombard fl . 1237 «
5 Oest . Nordwest fl . 1607 «
5 . . Uit . ö . fl . 171' .
5 Rudolf fl . 150 '/.

Eisenbahn - Prioritäten
4Heff . Lndw. - B . M -
4Pfäl, . Ludw.- B . M .
4 Elisabeth steuerpflicht, fl.
4 . steuerfrei fl .
5 Franz -Josef v . 1867 fl .
4 '/- Gal . C - Lud . 188 ! fl .
5 Mähr . Grenz - Bahn fl
5 Oest Nordwest Gold -

i Obl . M .
5 Oest . Nord » , bit . fl.

j5 Oest . Nordw . !,n . ö . fl .

101' -,
697 ,

95 ' / ..

85' ,

101' .
88

5 Voralberger fl . 86 ' «
5 Gotthard Hl Ser . Fr . 104
5 . IV „ 105 '/«
4 Schweiz . Central . SS
5 Süd - Lomd. Prior , fl . 103 '/
3 Süd - Lomb. Prior . Fr . 60
5 Oest . StaatSb . -Prior , fl . 1057 ,
3 dto . l - V1H L . Fr . 78 '/, ,
3 Livor, lüt . 6 , » 1 u, l >!2 59 ' , ,
5 Toscan . Central Fr . 96 '/,

Pfandbriefe .
4 Rh . Hhv .-Bk .-Pfdbr . 100 '/,
5 Preuß . Cent . - Bsd . - Cced.

verl. ä 110 M 115' .
4 dto . L 100 M . IM ' «
4'/,Oest .B . - Crd .-« nst. fl . 102 ' .
5 Ruff . Bod . Cred . S . R . 88
4° « Siid - Bod . - Cr .- Mdb . IM/ ,

Verzinsliche Loose
37 - Cöln Mmü .Thlr . 100 12S7 „
4 Bayrische . IM 1337 . «
4 Badische . IM 133 ' .
4M -in .Pc Pfdb .Thlr . IM 117

3 Oldenburger Thlr . 40 123 /,
4Oesterr . v . 1854fl . 250 1137 -
5 „ V. 1860 , 500 120° ,«
4Raab - GrazerThlr . IM 94' ,
UuverziuslicheLoose pr .Slück
Badische fl . 35 Loose 223 . —
Braunschw .Thlr .SO - Loose 96.70
Oest . fl . lOO-Loosev . 1864 313 .50
Oesterc . Kredikloosefl . 100

von 1858
Uagar .Staatsloosefl . 1M
Ansbacherfl . 7- Loose 31.90
Augsburgers ! . 7- Loose
Freiburger Fr .15 -Loose 27.20
Mailänder Fr . lO-Loose 15.20
Meininger fl .7 - Loose 26 80
Schweb . Tdlr . lO -Loose 61 .—

Wechsel und Sorte » .
Paris kurz Fr . IM 81.20
Wien kurz fl . IM 168.80
Amsterdam kurz sl . 100 169.35
London kurz 1 Pf . St . 20.52
Dukaten 9 .49

1 Mark «anlo - Rm! . 1. so Pf, .
Dollars in Gold
20 Fr .» St

4 18
16 .20

Ruff. Imperials 16. 72
Sovceigns 20 .41

Städte -Obliaatioue « « nd
Industrie - Aktie « .

4 Karlsruher Obl . v . 1379 —
4 Mannheimer Obl . —
4Psorzheim-r „ 1883 —
47- Baden - Baden „ —
4 Heidelberg , —
IFceiburg

28. — 1 Konstanzer
Erilinger Spinnerei o.ZS .
KarlSruh Maschiueuf .dto.
Bad . Zuckers . , ohne ZS .
3°/°Deutsch.PhSa .20»/.Ez .
4RH . Hypoth .-Baak507 ,

de, . Thl .
5WestersgelnAlkali
Reichsbank Discoat
Franks . Bank . DiScont

Tendenz : sehr günstig .

129

1217 «
175

113 ' /«
1597 «

47 .
4°/.



D .IS7 . 2. Gemeinde Waltershofe « mit Wippertskirch , AmtsgerichtS -
bezirkS Freiburg i . v .

Oeffentliche Aufforderung
zur Erneuerung der Emträge von Vorzugs - und Unter¬

pfandsrechten.
Diejenigen Personen , zu deren Gunsten Einträge von Vorzugs - und

HlnterpfandSrechten länger als dreißig Jahre in den Grund - und UnterpfandS-
büchern der
Gemeinde Walter - Hofe« mit Wippertskirch , AmtSger .-Bez . Freiburg ,
eingeschrieben sind, werden hiermit auf Grund deS Gesetzes vom 5. Juni 1860 ,
die Bereinigung der Unterpfandsbücher betreffend (Reg .Blatt S . 213 ) , und deS
Gesetzes vom 28 . Januar 1874 , die Mahnungen bei diesen Bereinigungen betr.
lGesetzeS - und Verordnungsblatt S . 43) , aufgefordert , die Erneuerung der¬
selben bei dem Unterzeichneten Gewähr - und Pfandgerichte unter Beobachtung
der iw § 20 der VollzugSverordnnng vom 31 . Januar 1874 (Gesetzes - u . Verord-
« mgSblatt S . 44) vorgeschriebeneu Formen nachzusuchen , falls sie noch An¬
brüche auf daS Fortbestehen dieser Einträge zu haben glauben , und zwar bei
Vermeidung deS RechtSnachtheilS» daß die

innerhalb sechs Monaten
» ach dieser Mahnung nicht erneuerten Einträge werden gestrichen werden .

Zugleich wachen wir hiemit bekannt , daß ein Verzeichniß der in den Büchern
obengenannter Gemarkungen seit mehr als dreißig Jahren eingeschriebenen Ein¬
träge im Gemeindehause dabier zur Einsicht offen liegt.

Waltershofen , den 4 . März 1884 .
DaS Gewähr - und Pfaudgericht.

Ehrat , Bürgermeister . Ralhschreiber Ehrst .
D .366 . Gemeinde Ebnet , AmtSgcrichtSbezirkS Freilmrg .

Oeffentliche Aufforderung
zur Erneuerung der Einträge von Vorzugs - und

Unterpfandsrechten.
Diejenigen Personen , zu deren Gunsten Einträge von Vorzugs - und

Unterpfandsrechten länger als 30 Jahre in den Grund - oder Unterpfands »
hüchern der

Gemeinde Ebnet , AmtSgerichtSbezirks Freiburg ,
eingeschrieben sind , werden hiermit auf Grund deS Gesetzes vom 5 . Juni 1860 ,
die Bereinigung der Unterpfandsbücher betr . (Reg .- Bl . S . 213) , und des
Gesetzes vom 28 . Januar 1874 , die Mahnungen bei diesen Bereinigungen betr.
(Ges.- u . V -Bl . S . 43), aufgefordert , die Erneuerung derselben bei dem unter¬
fertigten Gewähr - oder Pfandgerichte unter Beobachtung der im 820 der Vollzugs¬
verordnung vom 31 . Januar 1874 (Ges .- u- V .-Bl . S . 44) vorgeschriebenen
Formen nachzusuchen , falls sie noch Ansprüche auf das Fortbestehen dieser Ein¬
ige zu haben glauben, und zwar bei Vermeidung des RechtSnachtheilS , daß die

innerhalb sechs Monaten
« ach dieser Mahnung nicht erneuerten Einträge werden gestrichen werden .

Dabei wird bekannt gemacht , daß ein Verzeichniß der in den Büchern ge¬
nannter Gemeinde seit mehr als dreißig Jahren eingeschriebenen Einträge in
dem Gemeindehause zur Einsicht offen liegt.

Ebnet , den 8. März 1884 .
Das Gewähr - und Pfandgericht : Der BereinigungSkommiffär:
Zähringer . Bürgermeister . Ruh , Rathschrbr.

Bürgerliche Rechtspflege
Oeffentliche Zustellungen .

D .355 . 2 . Nr . 2065 . Durlach . Der
Gastwirts» Friedrich Lehmann zu Dur¬
lach , vertreten durch Anwalt A . Zutt
in Karlsruhe , klagt gegen die Mina
Tsetzer zu Karlsruhe und Metzger
Karl August Sch eurer von Wössingen,
Letzterer zur Zeit an unbekanntenOrten
abwesend . auS Entschädigung wegen
Nichterfüllung eines unterm 3 . Dezem¬
ber 1883 abgeschlossenen Nfterwiethver-
tragS und Erstattung der Kosten für
zwei erwirkte SicherhcitSarresie, mit dem
Anträge auf Verurtbeilung der Beklag¬
ten als Sammtschuldner zur Zahlung
von 178 M . 25 Pf . nebst 5" /„ Verzugs¬
zinsen , und ladet de» Beklagten Karl
August Scheurer zur mündlichen Ver-

andlung de- Rechtsstreits vor das Gr .
Amtsgericht zu Durlach , als daS nach

8 29 der C .P .O . zuständige Gericht auf
Samstag den 26 . April 1884 ,

Vormittags 10 Uhr .
Zum Zwecke der öffentlichen Zustellung

wird dieser Auszug der Klage bekannt
gemacht .

Durlach » den 4. März 1884 .
Sigmund ,

Gerichtsschreiber
des Grvßh . bad . Amtsgerichts .

D .371 . 1 . Nr . 1830 . Gernsbach .
Die minderjährige Luise Weiler von
HilpertSau . unter gesetzlicher Vormund¬
schaft ihres VaterS , RafaelWeiler , Land -
« irthS zu Hilpertsau , Dieser vertreten
durch Sigmund Hasenohr von ObertS -
roth , klagt gegen den ledigen Adolph
Weiler , Taglöhner von Hilpertsau .
z . Zt . an unbekannten Orten abwesend ,
wegen Anspruchs auf Rückersatz einer
für den Beklagten im Jahre 1884 ge¬
machten Auslage , mit dem Antrag auf
Verurtheilung deS Beklagten zur Zah¬
lung von 150 M . durch vorläufig voll¬
streckbar zu erklärendes Urtheil . und
ladet den Beklagten zur mündlichen
Verhandlung des Rechtsstreits vor das

Amtsgericht zu Gernsbach auf
ontag den 21 . April 1884 ,
Vormittags 9 '/, Uhr .

Zum Zwecke der öffentlichen Zustellung
wird dieser Auszug der Klage bekannt
gemacht.

GernSbach, den 3. März 1884 .
Gut ,

Gerichtsschreiber
deS Großh . bad . Amtsgerichts .

D .359 . 2. Nr . 6260 . Pforzheim .
Der Bijoutier Wilhelm Reich hier,
vertreten durch die Gcschäftsagenten
Thomann und Menhut dahier, klagt
gegen den Bijoutier Leopold Frey ,
zur Zeit an unbekannten Orten abwe¬
send , ans Darlehen v I . 1879 , mit
dem Anträge auf Verurtheilung zur
Zahlung von 250 Mk . nebst 5°/, Zins
seit 15 . Mai 1879 und vorläufige Voll¬
streckbarkeitserklärungdeS UrtheilS, und
ladet den Beklagten zur mündlichen
Verhandlung deS Rechtsstreits vor das
Großh . Amtsgericht zu Pforzeim auf

Samstag den 26 . April 1884 ,
Vormittags 9 Uhr .

Zum Zwecke der öffentlichen Zustellungwrrd dieser AuSzu« der Klage bekannt
gemacht .

Pforzheim , den 4. Mär » 1884 .
Rittelm ann ,

Gerichtsschreiber
deS Großh . bad . Amtsgerichts .

D .363 . 1. Nr . 2474 . Eberbach .
Schachtmeister Karl Braun Wwe. in
Michelbach , vertreten durch Rechtsan¬
walt Wittmer in Mosbach , klagt gegen
Fuhrmann Karl Ullrich von Michel¬
bach, z . Zt . an unbekannten Orten ab¬
wesend, auS Darlehen vom 10. Novbr.
1883 , mit dem Anträge auf für vor¬
läufig vollstreckbare Verurtheilung deS
Beklagten zur Zahlung von 275 Mark
78 Pfg . nebst 5 ' /, VerzugszinS vom
KlagzustcllungStage an . und ladet den¬
selben zur mündlichen Verhandlung deS
Rechtsstreits vor das Großh . Amtsge¬
richt zu Eberbach auf

Dienstag den 29 . April 1884,
Vormittags 10 Uhr .

Zum Zwecke der öffentlichen Zustellung
wird dieser Auszug der Klage bekannt
gemacht .

Eberbach, den 5- März 1884 .
Der Gerichtsschreiber

deS Großh . bad . Amtsgerichts :
Heinrich .
Aufgebot .

C .880 . 1 . Civ. -Nr . 6149 . Karls -
ruhe . Herr Rechtsanwalt Göring in
Freiburg hat namens der Erben deS
f prakt. ArzteS Alexander Schönwald
von Forbach daS Aufgebot der bad .
35-fl .-Loose Serie 3641 Nr . 182,025
u . Serie 6145 Nr . 307,243 deren Besitz
und Verlust glaubhaft gemacht wurde,
beantragt . Der Inhaber dieser Loose
wird aufgefordert , spätestens in dem
auf :

Montag den 5. Mai 1885 ,
Vormittags 9 Uhr ,

vor dem Großb . Amtsgerichte Hierselbst
— I . Stock , Zimmer Nr . 1 — anbe¬
raumten Termin seine Rechte anzumel¬
den und die fraglichen Loose vorzulegen ,
widrigenfalls die Kraftlooscrklärung
derselben erfolgen würde.

Karlsruhe , den 4. März 1884.
Gerichtsschreiberei

des Großh . bad . Amtsgerichts.
W . Frank .

Konkursverfahren .
D .370 . Nr . 2779 . Boxberg . Das

Konkursverfahren über daS Vermögen
des an unbekannten Orten abwesenden
Schneiders Georg Michael Weckesser
von Schwabhausen wurde nach erfolg¬
ter Abhaltung des Schlußtermins mit
Beschluß deS Großh . Amtsgerichts da¬
hier vom Heutigen aufgehoben .

Boxberg, den 5 . März 1884.
Der Gerichtsschreiber

deS Großh . bad . Amtsgerichts :
Speckner .

HandelSregisterrintrSgt.
C .850 . Karlsruhe .

Die Führung deS Handels¬
registers betr.

In das Handelsregister wurde ein¬
getragen :

1 . Zum Firmenregister :
Band 1.

» . ZuO .Z - 322 — Firma „ J . Schuh -
mach er " dahier — : Die Ehefrau
deS Firmeninhabers Herrn Jo¬
hann Schuhmacher , Luise , geb .
Doll dahier, wurde als Prokurist
bestellt .

d. ZuO .Z 410 — Firma » F . Baus -
dack " dabier — : Ehevcrtrag deS
Firmeninhabers Herrn Ferdinand
BauSback dahier mit Josephille
Späth v . Rastatt , ä . ä . Karlsruhe ,
12 .Februar 1884, wonach die Güter¬

gemeinschaft auf den Einwmf von
je 50 Mark beschränkt ist.

ö . Band II.
» . Zu O .Z . 86 . Das Erlöschen der

Firma » Ernst Denny " dahier.
d. Unter O .Z. 182 . Die Firma

„And . Dörtzbach " dahier. In¬
haber : Herr Andreas Dörtzbach ,
Kaufmann , wohnhaft dahier, ver -
verheirathet ohne Ehevertrag .

o. Unter O .Z . 183. Die .Firma » N.
Breitbarth " dahier. Inhaber :
Herr Nathan Breitbarth , Kauf¬
mann, wohnhaft dahier, verhei -
rathet ohne Ehevertrag .

ä. Unter O .Z . 184 . Die Firma » I .
Gottlieb " dahier. Inhaber :
Herr Jakob Gottlieb » Uhrenhänd-
ler, wahnhaft dahier , verehelicht
mit Mathilde Wirsing von hier .
— Nach dem Ebevertrag » ä . ä.
Karlsruhe , 30. Juni 1883, be¬
steht »wischen den Eheleuten die
völlige VermögenSabsonderung.

e . Unter O .Z . 185 . Die Firma » W.
Ed . Müller " dahier. Inhaber :
Herr Wilhelm Eduard Müller ,
Kaufmann , hier wohnhaft , ver-
heirathet ohne Ehevertrag .

k. Unter O .Z . 186. Die Firma „ I .
Dibold , priv . Vorschuß - und
Erfparnißbank " dabier. Inha¬
ber : Herr Johann Ignaz Di¬
bold, Kaufmann , wohnhaft da¬
hier , verehelicht mit Karoline
Wilhelmine Kniel von hier . —
Nach dem Ehevertrag , ä . ä . Karls¬
ruhe, 21 . Juni 1871 , ist die Gü¬
tergemeinschaft auf den Einwurf
von je 20 fl. a. W . beschränkt.

8. Unter O Z . 187 . Die Firma „ !A.
Erb , C . F - Riether ' S Nach¬
folger " dahier. Inhaber : Herr
August Erb , Kaufmann , wohn¬
haft in Grünwinkel , ledig .

II . Zum GesellschaftSregister :
Band 1.

Zu O .Z . 231 . — Firma » Chemi¬
sche Fabrik bei Karlsruhe ,
Baader , Rohreck L Seil¬
nacht " zu Rüppurr — : Die Ge¬
sellschaft hat sich mit dem 1 . Okt.
1883 aufgelöst .

v . Band H.
». Zu O .Z .8 . — Firma „ W - Rie -

ger <L Cie . " dahier — : Der Ge¬
sellschafter Herr Theobald Roland
ist mit dem 26 . Februar 1884 auS
der Gesellschaft geschieden , dage¬
gen ist der seitherige Prokurist
Herr Karl Schmitt mit dem glei¬
chen Tage als vollberechtigter
Theilhaber in die Gesellschaft ein-
getreten. Derselbe ist ledig.

b. Zu O .Z . 47. — Firma » Stöckle
L Dobmarin " zu Mühlburg —:
8 1 deS Ehevertrags des Theil-
habers Herrn August Stöckle mit
Emilie Armbruster von Söllingen ,
ä. ä . Karlsruhe , 20 . Febr - 1884 ,
lautet : Zur Beurtbeilung der gü¬
terlichen Verhältnisse wird die Er -
rungcnschaftsgemcinschaft bedun¬
gen .

e . Unter O .Z . 59 die Firma » H e l -
big L Wötzel " dahier. — Theil¬
haber dieser seit 1 . September
1883 dahier bestehenden offenen
Handelsgesellschaft sind die Herren
Julius Helbia u . Wilhelm Wötzel ,
beide Wer kzeugschreinermeister , hier
wohnhaft . — Jeder hat volles
Vertretungsrecht .

ä. Unter O .Z . 60 die Firma „ Che¬
mische Fabrik bei Karls¬
ruhe » Rohreck <L Seilnacht "
zu Rüppurr . — Vollberechtigte
Theilhaber dieser seit 1 . Oktober
1883 bestehenden offenen Handels -
gesillschaft sind die Herren Fa¬
brikanten Emil Seilnacht , wohn¬
haft in Rüppurr , und Karl Rohr¬
eck, wohnhaft dahier. — Ehever¬
trag des Elfteren bereits ver¬
öffentlicht ; Letzterer ist ledig .

«. UnterO .Z . 61dieFirma „ Krauth
L Pilckmann , vorm. L . E .
Schwerd "

, dahier. — Vollbe¬
rechtigte Theilhaber dieser unterm
I . Februar 1884 dahier errichteten
offenen Handelsgesellschaft sind
die dahier wohnhaften Herren Fa -
brikanien Fritz Krauth u . Anton
Pilckmann. — Elfterer ist ledig .
— Urtheil König! . Landgerichts
Elberfeld vom 2 . November 1864 ,
wonach die zwischen dem letztge¬
nannten Theilhaber und seiner
Ehefrau Anna Maria , geb . Picl ,
bestandene Gütergemeinschaft mit
Wirkung vom 9. September 1864
für aufgelöst erklärt wurde.

111. Zum Genossenschaftsregister :
Unter O .Z . 25 die Firma „Land -

wirthschaftlicher Consum -
verein Karlsruhe ". — Die
Genoffenschaft hat ihren Sitz zu
Karlsruhe . — Der Gesellschafts¬
vertrag datirt vom 26 . Januar
1884 . — Der Verein bezweckt zu¬
nächst und im Weiteren zur För¬
derung der Wirthschatt seiner
Mitglieder : ». gemeinschaftliche
billigste Beschaffung von Bedürf¬
nissen der Haus - und Landwirth-
schaft in bester Qualität ; b . ge¬
meinschaftlichen Verkauf von Pro¬
dukten aus dem landwirlhschaft-
lichen Betrieb ; o. Schutz der Mit¬
glieder gegen Üebervortheilung. —
Der Vorstand besteht auS : l . dem
Direktor (Vorsteher) , 2. dem Kas¬
sier und 3. einem Beisitzer , Stell¬
vertreter deS Direktors . — Der
Vorstand verkitt den Verein ge¬
richtlich und außergerichtlich und
zeichnet für ihn. - Die Zeichnung

geschieht rechtskräftig durch Na -
menSunterschrift deS Direktors
»der seiner Stellvertreters und
eines weiteren Vorstandsmitglieds
unter die Firma des Vereines. —
Die von der Genossenschaft aus¬
gehenden Bekanntmachungen er¬
folgen in dem landairthschaftlicheu
Wachenblatt» Organ der land-
wirthschaftlichen Cousumvereinein
Baden . — Derzeitige Vorstands¬
mitglieder sind : a- Herr Ferdinand
Reiß, Gutsbesitzer, Direktor (Vor¬
steher), d . Herr Albert Edwin
Sprenger , Großh . Mnisterial -
rath a . D .. Kassier, o. Herr Adalf
von Sleiser , Großh . Hofjäger-
meister , Beisitzer , alle wohnhaft
dahier. — Das Verzeichniß der
Genossenschafter kann jederzeit da¬
hier eingesehen werden .

Karlsruhe , den 29 . Februar 1884 .
Großh . bad . Amtsgericht,

v . Braun .
Zwangsversteigerung .

C .855 . El,ach .II . Bersteigerungsan¬
kündigung .

» In Folge richterlicher' Verfügung werdendem
Xaver Trenkle , Koppelbauer von
Oberwinden,
Donnerstag den 27 . März 1884»

Vormittags "/. 10 Uhr,
in dem Rathbause in Oberwinden fol¬
gende Liegenschaften öffentlich zu Eigen-
thum versteigert und endgiltig zuge¬
schlagen , wenn auch das höchste Gebot
unter dem SchätzungSwerthe bleibt.
1. Auf Gemarkung Oberwiodeu .

Ein in der Gemeinde Ober -
winden auf dem RittlerSberg ,
neben Karl Krug , Mathias Fais ,
Franz Wahl und Joseph Georg
Volk gelegenes geschloffenes Hof¬
gut , bestehend :

1 . in einem einstöckigen , von
Holz gebauten Bauernhaus mit
Scheuer u . Stallung unter einem
Dache, mit besonders stehendem
SchweinbauS u . besonder - stehen¬
dem Wasch - und Backhaus,

2 . ungefähr 22 Ruth Gemüse¬
garten,

3 . ungefähr 6 Morg . Wiesen ,
4 . . 11 Morg . 200 Rth .

Ackerfeld,
5. ungefähr 12 Mrg . Bergfeld ,
6 . . 1 Mrg . 200 Rth .

Wald .
Ziffer 6 gemeinschaftlich

mit Franz Wahl .
7 . ungefähr 16 Morg . Berg¬

feld , gemeinschaftlich mit
Franz Wahl . Josef Georg
Volk , Mathias FaiS und
Karl Krug ,

zusammen geschätzt auf . . . 15955
II . Auf Gemarkung

Niederwinden .
8. 2 Morg . 200 Ruch. Acker¬

feld . Gewann Hinterfeld, neben
Andreas Oswald und Barbara
Schneider, geschätzt zu . . . . 2000

9 . 150 Rth . Wiesen . Gewann
Hinterfeld,neb. GemarkungOber¬
winden und Feldweg, geschätzt zu 300

10 . 300 Ruthen Wiesen , sog.
Eichmatte, neb . GemarkungOber -
wiuben u . Mathias Fais , geschätzt 450

11 . 1 Morgen Wald , sogen .
Tannenwald , neben Josef Volk
und Mathias Fais , geschätzt zu 250

12 . 1 Morgen Wald . Gewann
Wonnemain , neben Karl Krug
und Xaver Weber Wittwe , ge¬
schätzt zu . 300

13 . 2 Morg . 225 Rth . Berg -
feld . Gewann Langendobel , neb.
Karl Krug u . gemeinschaftlichem
Reutfeld . geschätzt zu . . . . 220

14 . 320 Ruthen Bergseld, Ge¬
wann Kegelplatz , neben Mathias
Wahl u. Mathias Fais , geschätzt 80

15 . 1 Morgen 60 Rlb . Berg¬
feld in Gemeinschaft mit Franz
Wahl . Gewann Kegelplatz , bei¬
derseits Karl Krug , geschätzt zu 60

16. 1 Morg . 240 Ruth . Berg¬
feld in Gemeinschaft mit Franz
Wahl , Gewann Langendobel. ne¬
ben Gemeindewald und Xaver
Trenkle. geschätzt zu . . . . 150

17. 1 Morgen 125 Ruth . An-
theil gemeinschaftliches Reutfeld
an drei Stellen , geschätzt zu . ^ M

Summa . 20305
Das Ganze bildet ein geschloffenes

Hofgut im Sinne des Gesetzes und
wird als untbeilbares Gut nach § 24
der landesb . Verordnung vom 25 . Juli
1879 zur Versteigerung gebracht .

Fremde Steigerer haben gemeinde -
rätblicheVermögenSzeogniffevorzulegen.

Die Bedingungen können bei dem
Unterzeichneten eingesehen werden .

Elzach, den 1 . März 1884 .
Der VollstreckungSbcamte :

Ed . Schirrmann ,
Großh . Notar .

Strafrechtspflege .
Ladungen .

E .861 .2 . Nr . 1085 . Ettlingen .
1 . Maximilian Rimmelsbacher ,

Maschinist von Forchheim, zuletzt
wohnhaft daselbst ,

2. Alois Weber , Bureaugehilfe von
Ettlingen , zuletzt wohnhaft da¬
selbst,

3. Franz Rimmelsbacher , Tag -
löhaer von Forchheim , zuletzt
wohnhaft daselbst ,

4. Ferdinand Heck , Bäcker von
Würmersheim , zuletzt wohnhaft in

Malsch.
5. Anton Rihm , Taglöhner von

Mörsch, zuletzt wohnhaft daselbst,werden beschuldigt , als beurlaubte Re¬
servisten bezw. als Wehrmäourr der
Landwehr, ohne Erlauboiß anSgewau-
dert zu sein,

Uebertretung gegen 8 360 Nr . 3
deS Strafgesetzbuchs.

Dieselben werden auf Anordnung deS
Großh . Amtsgericht- Hierselbst auf
Donnerstag den 17 . April 1884»

Vormittags 9 Uhr ,
vor daS Großh . Schöffengerichtim Rath -
hauSsaal hier zur Hauptverhandlung
geladm.

Bei uneotschuldiatemAusbleiben wer¬
de» dieselben auf Grund der nach 8 47st
der Strafprozeßordnung von dem Kal .
LaudwehrbezirkS -Kommando zu Karls¬
ruhe ausgestellten Erklärung verurtheilt
werden .

Ettlingen , den 27. Februar 1884.
Der Gerichtsschreiber

deS Großh . bad . Amtsgerichts :
Matt .

C .820 . 3. Nr . 1798 . Säckingen .
Johann Gustav Rietfchl e von Karsau ,
zuletzt wohnhaft daselbst , wird beschul¬
digt . als beurlaubter Reservist ohne
Erlaubniß auSgewaodert zu sein,

Uebertretung gegen 8 360 Nr . 3
deS Strafgesetzbuchs.

Derselbe wird auf Anordnung deS
Großh . Amtsgerichts bierselbst auf
Donnerstag den 17. April 1884»

Vormittags 9 Uhr ,
vor daS Großh . SchöffengerichtSäckiu-
gen zur Hauptvcrhandlung geladen.

Bei unentschuldigtemAusbleiben wirb
derselbe auf Grund der nach 8 472 der
Strafprozeßordnung von dem Königl.
Landwehrbezirks-Kommando zu Lörrach
ausgestellten Erklärung verurtheilt wer¬
de» .

Säckingen, den 4. März 1884 .
Gäßler ,GerichtSschrerber

deS Grvßh . bad . Amtsgerichts .
Perm . Bekanntmachungen

1N7lk7

C823 .3 Karlsruhe .
Hausverstei¬

gerung.
Auf Ankag der Eigenthümerin wer¬

den die zwei zusammengehörigenHäuser
Nr - 2 in der Karl -Friedrichstcaße und
Nr . 14 am Schloßplatz dahier , welche
sich bei ihrer vorzüglichen Lage sowohl
zu freundlichen Wohnungen , wie zu«
Betrieb von Geschäften eignen , am

Mittwoch dem 12. März ,
Vormittags 11 Uhr ,

in meinem Amtszimmer — Kaiserstraße
171 — wo indessen die näheren Bedin¬
gungen eingesehen werden können »
öffentlich zu Eigenthum versteigert,,
wobei der Zuschlag endgiltig erfolgt,
wenn daS höchste Gebot (für beide
Häuscrzusammen) mindestens 120000^
beträgt .

Karlsruhe , den 4. März 1884 .
Sevin , Großh . Notar .

C .857 . 1 . Rastatt .

Bekanntmachung.
Zur Vergebung der Lieferung von ca.
3000 L« krykallisirte Soda ,

850 Lg grüne Seife (Schmierseife),
100 Lg weiße Seife ( Kernseife )

ist Termin auf Dienstag de« 18 .
März er . , Vormittags 10 Uhr , in
unserem Bureau aubcraumt , woselbst
auch die Bedingungen zur Einsicht auf¬
liegen . Die nur auf Grund der ge¬
lesenen und unterschriebenen Bedingun¬
gen abzugebenden Offerten sind ver¬
siegelt , mit entsprechender Aufschrift ver¬
sehen, kostenfrei einzureiche».

Rastatt , de» 6 . März 1884 .
Königl . Garnison - Verwaltung .

D .328^2 . Nrl 60. Stockach .

Bekanntmachung.
Zur Aufstellung des LagerbucheS der

Gemarkung Münchhöf und der Neben-
gemarkung Storenhöfe wird mit Er¬
mächtigung Großh . Oberdircktion deS
Wasser - u . Straßenbaues Tagfahrt auf

Mittwoch de« 12 . d . M . ,
BormittagS S Uhr ,

in daS Rathszimmer zu Münchhöf
anberaumt.

Die Grundeigenthümer dieser Ge¬
markung werden hiemit aufgefordert»
Grunddienstbarkeiten, welche zu Gunsten
ihrer Liegenschaften bestehen , unter An¬
führung der Rechtsurkunden dem Unter¬
zeichneten zum Eintrag in das Lager-
buch^anzumelden.

Stockach , den 5. März 1884 .
Der BezirkSgeometer: C . Büb ler .

D .350 Ueberlrngen -

Bekanntmachung.
Zur Aufstellung deS LagerbucheS von

der Gemarkung villafinge « im Amts¬
bezirk Ueberlinaen wird mit Ermächti¬
gung Großh . Oberdircktion deS Waffer¬
und SkaßcnbaneS Tagfahrt auf
Mittwoch den IS . dieses MouatS ,

von vormittags S Uhr an.
in daS RathSzimmer zn Billafingen
anberaumt.

Die Grundeigenthümer dieser Ge¬
markung werden hiermit aufgefordert,
Grunddienstbarkeiten, welche zu Gunsten
ihrer Liegenschaften bestehen, unter An¬
führung der Rechtsurkundeu dem Unter¬
zeichneten zum Einkag în daS Lager¬
buch anzumcldcn.

Ueberlingen, den 2. März 1884 .
Der BezirkSgeometer:

Gärtner .
Druck und Verlag der G - Brauu ' schea Hofbuchdruckrrri .
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